
E
in weiteres starkes Jahr, dann deutli-
che Abkühlung: das Deutsche Insti-
tut für Wirtschaftsforschung (DIW)

erwartet 2011 für Deutschland 2,7 Prozent
mehr Wirtschaftsleistung. 2012 werde sich
das Wachstum jedoch auf 1,4 Prozent hal-
bieren, so die DIW-Prognose. Zur Begrün-
dung hieß es, dass die Exporte und Importe
im kommenden Jahr „in etwa mit dem glei-
chen Tempo wachsen, so dass vom Außen-
handel keine nennenswerten Wachstums-
beiträge zu erwarten sind“. Die Berliner
Konjunkturexperten sind damit pessimisti-
scher als die anderen großen Forschungsin-
stitute, die in ihrem Frühjahrsgutachten
für die Bundesregierung vergangene Wo-
che 2,8 Prozent Wachstum für 2011 und 2,0
Prozent für 2012 vorhergesagt hatten.

„Der Aufschwung büßt zwar an
Schwung ein, steht aber auf einer soliden
Grundlage“, stellte der DIW-Leiter Kon-
junkturpolitik, Ferdinand Fichtner, in Ber-
lin fest. „Vor allem die inländische Nach-
frage trägt mehr und mehr zum Wachstum
bei.“ Das DIW rechnet in diesem Jahr mit
einem Rückgang der durchschnittlichen Ar-
beitslosenzahl um knapp 200 000 auf 3,05
Millionen. Das entspräche einer Quote von
7,2 Prozent nach 7,7 Prozent 2010. Bei er-
warteten Lohnsteigerungen von bis zu drei
Prozent wachse 2012 das Risiko einer
Lohn-Preis-Spirale. Dennoch dürfte die In-
flationsrate nach 2,2 Prozent in diesem auf
2,0 Prozent im nächsten Jahr zurückge-
hen, „sofern sich die Spannungen auf den
Rohstoffmärkten nicht merklich verschär-
fen“, heißt es in der DIW-Analyse. dpa

S
teigende Energiekosten haben die In-
flationsrate im März auf dem höchs-
ten Stand seit knapp zweieinhalb Jah-

ren gehalten. Die Verbraucherpreise klet-
terten wie schon im Februar um 2,1 Pro-
zent zum Vorjahresmonat, bestätigte das
Statistische Bundesamt seine erste Schät-
zung. Schneller waren sie zuletzt im Okto-
ber 2008 mit 2,4 Prozent gestiegen. Die
Europäische Zentralbank (EZB) spricht
nur bei Teuerungsraten von knapp unter
zwei Prozent von stabilen Preisen. Im
Kampf gegen die Inflation hatte sie am Don-
nerstag die Zinsen angehoben, zum ersten
Mal seit fast drei Jahren.

Verglichen mit Februar zogen die Preise
um 0,5 Prozent an. Weil vor allem häufig
gekaufte Waren wie Benzin und Lebensmit-
tel spürbar teurer geworden sind, liegt die
gefühlte Inflation um ein Vielfaches höher.
„Für März erwarten wir einen Wert deut-
lich über fünf Prozent“, sagte der Statistik-
professor Hans Wolfgang Brachinger von
der Universität Fribourg. Das schlägt auch
auf die Kauflaune der Verbraucher durch:
Das von der Nürnberger GfK-Forschern er-
mittelte Konsumklima sank im April zum
ersten Mal seit zehn Monaten, obwohl die
Arbeitslosigkeit stark gesunken ist. Vielen
Beschäftigten drohen wegen der starken
Teuerung Kaufkrafteinbußen. Die führen-
den Wirtschaftsinstitute sagen in ihrem
Frühjahrsgutachten für 2011 eine Inflati-
onsrate von 2,4 Prozent voraus. Einen stär-
keren Anstieg hat es in den vergangenen 15
Jahren nur 2008 mit 2,6 Prozent gegeben.
Die 20 Millionen Rentner beispielsweise
bekommen nur ein Prozent mehr Geld und
verlieren damit merklich an Kaufkraft.  rtr

DIW-Prognose Die Forscher
erwarten für 2012 nur noch
ein Wachstum von 1,4 Prozent.

Kaufkraft Die Verbraucherpreise
klettern imMärz um 2,1 Prozent
gegenüber dem Vorjahresmonat.

D
as verwirrende Hin und Her beim
Biosprit E10 hat jetzt auch die po-
litische Führung in Berlin erfasst.

Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer
(CSU) erklärte am Dienstag, die Bundesre-
gierung halte trotz des Chaos bei der Ein-
führung von E10 an dem neuen Superben-
zin mit einem zehnprozentigen Ethanol-
anteil fest. Der neue Kraftstoff sei poli-
tisch gewollt, sagte Ramsauer.

Dagegen sagte Unions-Fraktionschef
Volker Kauder (CDU) laut „Bild“-Zeitung:
„Ich glaube nicht, dass sich E10 am Markt
halten wird. Die Verbraucher haben ent-
schieden. In vielen Ländern hungern Men-
schen, da gehört Weizen nicht in den

Tank.“ Die CDU-Bun-
destagsabgeordnete
Mechthild Heil for-
derte staatliche Ben-
zinpreiskontrollen.
„Wir prüfen die Ein-
führung einer österrei-

chischen Lösung. Dort darf der Kraftstoff-
preis immer gesenkt, aber nur einmal am
Tag erhöht werden“, sagte die Verbraucher-
politikerin laut „Rheinischer Post“. Die bei-
den größten deutschen Tankstellenkon-
zerne Aral und Shell hatten angekündigt,
dass sie das alte Super mit der Bezeich-
nung E5 wieder an allen ihren mehr als
4000 Tankstellen anbieten werden. Die Mi-
neralölindustrie hatte Superbenzin E10 zu
Jahresbeginn eingeführt, weil die Bundes-
regierung höhere Beiträge des Autover-
kehrs zum Klimaschutz fordert. Super E10
besteht zu 10 Prozent aus Ethanol, das aus
Weizen und Zuckerrüben hergestellt wird.
Bei Super E5 sind es nur bis zu fünf Pro-
zent. Viele Autofahrer sorgen sich, dass ihr
Wagen E10 nicht verträgt. Die Autoherstel-
ler hatten mehr als 90 Prozent aller Autos
E10-Verträglichkeit bescheinigt. Nach ei-

ner bundesweiten Stichprobe der „Bild“
-Zeitung wird das alte Super mit fünf Pro-
zent Ethanol und 95 Oktan an manchen
Zapfsäulen zum gleichen Preis angeboten
wie das hochwertigere Super Plus (98 Ok-
tan). Der Automobilclub ADAC wirft den
Unternehmen Abzocke vor. „Das ist der
dreiste Versuch, den Autofahrern das Geld
aus der Tasche zu ziehen. So kann es eigent-
lich nicht weitergehen“, sagte ein ADAC-
Sprecher.

Verkehrsminister Ramsauer appel-
lierte an die Branche, den Verbrauchern
das neue Produkt E10 besser zu erklären.
Die bisherigen Versuche der Mineralöl-

wirtschaft seien „plump und unbeholfen“
gewesen. Er gehe davon aus, dass das Bun-
deskartellamt „sehr genau beobachtet,
was die Konzerne da treiben“, zumal der
Osterverkehr sehr gern genutzt werde,
um die Benzinpreise noch mal in die
Höhe zu treiben, sagte der Minister.

Der Mineralölwirtschaftsverband ver-
öffentlichte dagegen eine Umfrage, wo-
nach 75 Prozent der Autofahrer wissen,
ob ihr Motor E10 verträgt oder nicht. Den-
noch hätten sich nur 22 Prozent der Auto-
fahrer beim letzten Tanken für E10 ent-
schieden, 78 Prozent tankten Super E5
oder Super Plus E5.  dapd/dpa

S
ie galten mal als die perfekte Lö-
sung, als man nach Alternativen zu
fossilen Brennstoffe suchte. Herge-

stellt aus Palmöl, Zuckerrohr oder auch
Raps sollten Biokraftstoffe der Kraftstoff
der Zukunft werden. Doch nun wird im-
mer klarer, dass die Alternative selbst
große Probleme mit sich bringt. In Lon-
don stellt heute der renommierte „Nuf-
field Council on Bioethics“ einen Bericht
über die ethischen Konsequenzen bei der
Produktion von Biokraftstoffen vor. Das
unabhängige Gremium hat in den vergan-
genen 18 Monaten alle Fragen von Klima

über Arbeitsbedingungen bis hin zu Le-
bensmittelpreisen erörtert und kommt
zu dem Ergebnis, dass die augenblickliche
Produktion von Biokraftstoffen zu gro-
ßen Teilen unter unethischen Bedingun-
gen stattfindet. „Es führt vor allem in den
Entwicklungsländern zu massiven Proble-
men wie Waldrodung, aber auch un-
menschlichen Arbeitsbedingungen“, sagt
Joyce Tait, Professorin an der University
of Edinburgh und gleichzeitig Vorsit-
zende der Arbeitsgruppe.

Einen Teil der Schuld sieht der Bericht
in der so schnell gestiegenen Nachfrage

von Biokraftstoffen in den vergangenen
Jahren. Eine Tendenz, die weitergehen
wird. So sollen beispielsweise nach der
Erneuerbaren-Energien-Richtlinie der
EU bis 2020 rund zehn Prozent der Kraft-
stoffe Biokraftstoffe sein. „Viele Unter-
nehmen sind wegen der größeren Nach-
frage bereits in Länder gegangen sind, in
denen Klimaschutz und Arbeitsrechte la-
xer gehandhabt werden“, sagt Ottoline
Leyser, Professorin an der Cambridge Uni-
versity. Die Autoren schlagen vor, bei der
Produktion von Biokraftstoffen in Zu-
kunft fünf ethische Bedingungen einzu-
halten: Die Menschenrechte sollen geach-
tet werden, es soll nachhaltig produziert
werden, Treibhausgase sollen reduziert
werden, Fair-trade-Prinzipien sollen be-
achtet werden und Kosten und Nutzen

sollen sorgfältig abgewogen werden. Um
diese Ziele umzusetzen, sieht der Bericht
die EU und auch die Vereinten Nationen
in der Pflicht. „Wir müssen sicherstellen,
dass diese Prinzipien bindend werden,
und das können nur solche Organisatio-
nen machen, die uns auch bereits Inte-
resse signalisiert haben“, so Alena Buyx
vom Nuffield Council. Wie es genau ausse-
hen soll, das ist allerdings noch unklar.

Viel erhoffen sich die Autoren auch
von den Biokraftstoffen der zweiten Gene-
ration. Dazu zählen Algen, aber auch Cel-
lulose-Ethanol, das sich aus Pflanzenres-
ten wie Stroh oder Holz gewinnen lässt.
Sollten aber alle geforderten Bedingun-
gen eingehalten werden, dann wäre es ge-
radezu unethisch, nicht auf Biokraftstoffe
in Zukunft zu setzen, sagt Tait.

D
as Sparprogramm des früheren
EnBW-Chefs Utz Claassen beschäf-
tigt weiterhin die Arbeitsgerichte.

Fast 30 Mitarbeiter des Karlsruher Energie-
konzerns, die im Kraftwerk Walheim be-
schäftigt sind, klagen derzeit gegen Abstri-
che bei ihrer Betriebsrente. Sie pochen auf
ihre Ansprüche aus einer von 1997 stam-
menden Betriebsvereinbarung der Neckar-
werke Stuttgart, die später in der EnBW
aufgegangen sind. Die EnBW hält die Kür-
zungen dagegen für rechtens.

Hintergrund des Verfahrens, bei dem es
gestern einen Gütetermin vor dem Arbeits-
gericht Stuttgart gab, ist das von Claassen
aufgelegte Sparprogramm „Topfit“. Die
EnBW sollte damit in den Jahren 2003 bis

2006 insgesamt eine Milliarde Euro spa-
ren, um ihre Eigenkapitalquote zu verbes-
sern. Sparmaßnahmen beim Personal soll-
ten 350 Millionen Euro bringen, davon ent-
fielen zehn Millionen Euro auf die Abstri-
che bei den Betriebsrenten. Die neuen Re-
geln wurden in einer Betriebsvereinbarung
der EnBW Kraftwerke AG vom Spätjahr
2004 fixiert, über die jetzt gestritten wird.

Der Anwalt der EnBW-Mitarbeiter, Uwe
Melzer, hält die Neuordnung für einen Ver-
stoß gegen den Vertrauensschutz. Sie be-
deute einen Eingriff in bereits erworbene
Ansprüche. Die dafür notwendigen Voraus-
setzungen hätten nicht vorgelegen. Laut
Melzer war „Topfit“ kein wirkliches Sanie-
rungsprogramm, sondern habe dazu ge-

dient, kurz- und mittelfristig die Gewinne
zu steigern. Das zur Begründung ange-
führte geminderte Eigenkapital sei keine
Folge gesunkener Ertragskraft gewesen.
Vielmehr sei es auf eine bilanzielle Neube-
wertung von Beteiligungen wie Salaman-
der zurückzuführen gewesen. Mithin gebe
es keine Gründe, die das Interesse der Klä-
ger überwiegen könnten, die ursprüngliche
Zusage aufrechtzuhalten.

Der Rechtsvertreter der EnBW, Gernot
Falter, widersprach dieser Einschätzung.
Vor dem Hintergrund einer „wirtschaftli-
chen Schieflage“ des Konzerns sei die An-
passung zu Recht erfolgt. Auch unter dem
Aspekt der Verhältnismäßigkeit sei sie den
Mitarbeitern zuzumuten gewesen. Auf An-
regung des Gerichts verständigten sich die
Prozessparteien, einige typische Fälle für
Pilotverfahren herauszugreifen. Ein frühe-
res Verfahren im gleichen Kontext liegt be-
reits beim Bundesarbeitsgericht.

„Konjunktur
kühlt sich ab“

Teuerungsrate
erneut höher

Biosprit Unionspolitiker streiten
über die Perspektiven des neuen
Superbenzins. Der ADAC wirft
den Konzernen Abzocke vor.

Ethikbericht Ein unabhängiges Gremium verlangt ein Umdenken bei
der Herstellung von Alternativen zur Öl und Gas. Von Meike Srowig

Prozess Frühere Mitarbeiter der Neckarwerke wehren sich gegen
Abstriche im Zuge eines Sparprogramms. Von Andreas Müller
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PolenWer auf der Fahrt in die Ferien im
Ausland tankt, kann bisweilen Geld sparen.
Lohnenswert ist der Tankstellenstopp laut
ADAC inÖsterreich, wo Super und Diesel
jeweils rund 1,35 Euro kosten. In Slowenien
und Kroatien gibt es Superbenzin für
1,29 Euro und 1,30 Euro. Für Diesel werden
jeweils 1,24 Euro berechnet.

DurchschnittDer europäische Schnitt liegt
derzeit bei 1,44 Euro für Super und 1,37 Euro
für Diesel, so der Automobilclub von
Deutschland (AvD). dpa

Telefon:07 11/72 05-12 11
E-Mail:wirtschaft@stz.zgs.de

Das einfache
Super kostet
so viel wie
Super Plus.

Der Internationale Währungsfonds (IWF)
fordert von reichen Staaten einen noch ent-
schlosseneren Kampf gegen ihre hohe Ver-
schuldung und nimmt dabei vor allem die
USA in Visier. „Die meisten Industrienatio-
nen haben dieses Jahr ihre Defizite verrin-
gert, doch die Vereinigten Staaten haben
die Anpassungen auf Eis gelegt“, heißt es
im jüngsten IWF-Bericht zur Lage der in-
ternationalen Staatsfinanzen. Die Kritik
richtet der IWF jedoch auch an andere Staa-
ten der reichen Welt. Zwar planten die
meisten dieses Jahr Etateinschnitte. „Die
Defizite bleiben allerdings groß, im Durch-
schnitt wird zum ersten Mal seit dem Zwei-
ten Weltkrieg die Verschuldung im Verhält-
nis zur Wirtschaftsleistung die Schwelle
von 100 Prozent überschreiten, während
der Finanzbedarf eine Rekordstand errei-
chen wird“, heißt es im Bericht.  dpa

An den Zapfsäulen herrscht heute bisweilen Verwirrung, was aus dem Schlauch kommt.  Foto: dpa

STEIGENDE VERBRAUCHERPREISE

TANKEN IM AUSLAND

Kontakt

„Die Produktion von Biokraftstoff hat negative Folgen“

Kauder zweifelt an der Zukunft von E10

Wirtschaftsredaktion

EnBWwegen Betriebsrenten verklagt
Schuldenabbau

Der IWF kritisiert

vor allem die USA
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Veränderung gegenüber dem Vorjahresmonat
Angaben in Prozent
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